
Damit die Gemeinden bei der Realisierung von Wärme- und Energieverbünden die Koordinationspflicht 
wahrnehmen können, sind zwischen den Energiedienstleistern und den Standortgemeinden die Rechte und 
Pflichten gegenseitig klar zu regeln. Diese Arbeitshilfe «Rechte und Pflichten bei der Wärmeversorgung im 
Verbund. Rechtliche Abklärungen, Fallbeispiele, Regelungsinhalte, Mustertexte» zeigt auf, wo solche Rege-
lungen nötig sind und was sie beinhalten müssen.

Aufgabe: Damit Standortgemeinden ihre Verantwor-
tung bezüglich Konformität mit den Energieplanungen 
und der Versorgungssicherheit wahrnehmen können, 
entsteht bei Wärme- und Energieverbünden das Be-
dürfnis, die Zusammenarbeit mit den Energiedienstleis-
tern zu regeln. Die Arbeitshilfe soll aufzeigen, wie dabei 
vorzugehen ist. 

Vorgehen: Die nötigen Regelungen von Rechten und 
Pflichten für Energiedienstleister werden in enger  
Zusammenarbeit mit Energieplanern, Juristen, Vertre-
tern der kantonalen Energiefachstellen und Energiever-
sorgungsunternehmen ermittelt und diskutiert.

Ergebnis: Das Dokument nennt die nötigen Regelungen 
von Rechten und Pflichten für Standortgemeinden und 
Energiedienstleister. Folgende Themen werden recht-
lich skizziert:

–	 die Nutzung der Wärmequellen (sofern öffentli-
ches Gut)

–	 die Nutzung des öffentlichen Grundes und die 
Durchleitungsrechte

–	 Vergabe von Konzessionen
–	 die Planung und der Bau der Infrastruktur
–	 (bedingte) Anschlussverpflichtung
–	 die Koordination mit anderen leitungsgebundenen 

Energieträgern.
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